
Tenor 

1. Im Hinblick auf den Zugang zum reglementierten Beruf des 
Rechtsanwalts im Aufnahmemitgliedstaat, kann sich, vorbehaltlich 
des Bestehens einer Eignungsprüfung, der Inhaber eines in diesem 
Mitgliedstaat verliehenen Titels, mit dem ein mehr als dreijähriges 
Studium abgeschlossen wurde, sowie eines gleichwertigen Titels, der 
ihm in einem anderen Mitgliedstaat nach einer Ergänzungsaus
bildung verliehen wurde, die weniger als drei Jahre dauerte und 
ihm in diesem letztgenannten Staat das Recht auf Zugang zum 
reglementierten Beruf des Rechtsanwalts verleiht, den er zu dem 
Zeitpunkt, zu dem er die Zulassung zur Eignungsprüfung bean
tragte, dort tatsächlich ausübte, auf die Bestimmungen der geän
derten Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung ab
schließen, in der durch die Richtlinie 2001/19/EG des Europäi
schen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2001 geänderten 
Fassung berufen. 

2. Die Richtlinie 89/48 in der durch die Richtlinie 2001/19 ge
änderten Fassung ist dahin auszulegen, dass sie den zuständigen 
Behörden des Aufnahmemitgliedstaats verwehrt, einer Person in 
der Situation des Klägers des Ausgangsverfahrens die Zulassung 
zur Eignungsprüfung für den Beruf des Rechtsanwalts zu versagen, 
wenn der Nachweis fehlt, dass sie die nach den Rechtsvorschriften 
dieses Mitgliedstaats geforderte praktische Verwendung absolviert 
hat. 

( 1 ) ABl. C 141 vom 20.6.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 22. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Verwaltungsgerichtshofs — Österreich) — Ilonka Sayn- 

Wittgenstein/Landeshauptmann von Wien 

(Rechtssache C-208/09) ( 1 ) 

(Unionsbürgerschaft — Freizügigkeit und freier Aufenthalt in 
den Mitgliedstaaten — Im Verfassungsrang stehendes Gesetz 
eines Mitgliedstaats über die Aufhebung des Adels in diesem 
Staat — Nachname, den eine volljährige Person, die Angehö
rige dieses Staates ist, durch Adoption in einem anderen Mit
gliedstaat, in dem sie wohnt, erworben hat — Adelstitel und 
Adelsprädikat, die Teil des Nachnamens sind — Eintragung 
in das Personenstandsregister durch die Behörden des ersten 
Mitgliedstaats — Berichtigung der Eintragung von Amts we
gen — Rücknahme des Adelstitels und des Adelsprädikats) 
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Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgerichtshofs — 
Auslegung von Art. 18 EG — Verfassungsgesetz eines Mitglied
staats, das die Aufhebung des Adels in diesem Staat zum Gegen
stand hat und dessen Staatsangehörigen die Führung auslän
discher Adelstitel untersagt — Weigerung der Behörden dieses 
Mitgliedstaats, in das Geburtenbuch einen Adelstitel und ein 
Adelsprädikat einzutragen, die Teil eines Familiennamens sind, 
den ein volljähriger Staatsangehöriger dieses Staates in einem 
anderen Mitgliedstaat, in dem er wohnt, infolge seiner Adoption 
durch einen Staatsangehörigen des letztgenannten Staates 
erlangt hat 

Tenor 

Art. 21 AEUV ist dahin auszulegen, dass er es den Behörden eines 
Mitgliedstaats nicht verwehrt, unter Umständen wie denen des Aus
gangsverfahrens die Anerkennung des Nachnamens eines Angehörigen 
dieses Staates in allen seinen Bestandteilen, wie er in einem zweiten 
Mitgliedstaat, in dem dieser Staatsangehörige wohnt, bei seiner Adop
tion als Erwachsener durch einen Staatsangehörigen dieses zweiten 
Staates bestimmt wurde, abzulehnen, wenn dieser Nachname einen 
Adelstitel enthält, der im ersten Mitgliedstaat aus verfassungsrecht
lichen Gründen unzulässig ist, sofern die in diesem Zusammenhang 
von diesen Behörden ergriffenen Maßnahmen aus Gründen der öffent
lichen Ordnung gerechtfertigt sind, d. h. zum Schutz der Belange, die 
sie gewährleisten sollen, erforderlich sind und in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem legitimerweise verfolgten Zweck stehen. 

( 1 ) ABl. C 193 vom 15.8.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 22. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Markkinaoikeus — Finnland) — Mehiläinen Oy, 
Terveystalo Healthcare Oy, vormals Suomen Terveystalo 

Oyj/Oulun kaupunki 

(Rechtssache C-215/09) ( 1 ) 

(Öffentliche Dienstleistungsaufträge — Richtlinie 
2004/18/EG — Gemischter Vertrag — Vertrag zwischen ei
nem öffentlichen Auftraggeber und einem von ihm unabhän
gigen privaten Unternehmen — Gründung eines Gemein
schaftsunternehmens, das Gesundheitsdienstleistungen er
bringt, unter Beteiligung zu gleichen Teilen — Verpflichtung 
der Vertragspartner, die Gesundheitsdienstleistungen, die sie 
ihren Beschäftigten gewähren müssen, während einer Über
gangszeit von vier Jahren von dem Gemeinschaftsunterneh

men zu beziehen) 
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